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2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder
unvollständig hält, kann in der Zeit vom
02. bis spätestens am 06. September 2013,
16.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde
Stabsstelle für Wahlen, Europaange-
legenheiten und Informationslogistik,
Bismarckstr. 142 c (Zugang über
Pappenstr. 38), 47057 Duisburg
(Neudorf), Raum 140 (Öffnungszeiten
montags - freitags 8.00 Uhr bis 16.00
Uhr) Einspruch einlegen. Der Einspruch kann
schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder-
schrift eingelegt werden.

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeich-
nis eingetragen sind, erhalten bis spätestens
zum 01. September 2013 eine Wahlbenach-
richtigung.

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten
hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein,
muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis
einlegen, wenn sie/er nicht Gefahr laufen
will, dass sie/er ihr/sein Wahlrecht nicht
ausüben kann.

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das
Wählerverzeichnis eingetragen werden und
die bereits einen Wahlschein und Briefwahl-
unterlagen beantragt haben, erhalten keine
Wahlbenachrichtigung.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der
Wahl im Wahlkreis 115 Duisburg I bzw.
116 Duisburg II durch Stimmabgabe in
einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk)
dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl
teilnehmen.

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis ein-

getragene/r Wahlberechtigte/r,
5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis

eingetragene/r Wahlberechtigte/r,
a) wenn sie/er nachweist, dass sie/er

ohne ihr/sein Verschulden die
Antragsfrist auf Aufnahme in das
Wählerverzeichnis nach § 18 Abs.
1 der Bundeswahlverordnung
(bis zum 01. September 2013)
oder die Einspruchsfrist gegen das
Wählerverzeichnis nach § 22
Abs. 1 der Bundeswahlordnung
(bis zum 06. September 2013)
versäumt hat,

Bekanntmachung der Gemeindebehörde
über das Recht auf Einsicht in das Wähler-
verzeichnis und die Erteilung von Wahl-
scheinen für die Wahl zum 18. Deutschen
Bundestag am 22. September 2013

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl
für die Wahlbezirke der Gemeinde Stadt
Duisburg wird in der Zeit vom 02. bis
06. September 2013 (20. bis 16. Tag vor der
Wahl) während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten (Montag – Freitag von 08.00 Uhr bis
16.00 Uhr) in der Stabsstelle für Wahlen,
Europaangelegenheiten und Infor-
mationslogistik, Bismarckstr. 142 c
(Zugang über Pappenstr. 38), 47057
Duisburg (Neudorf), Raum 140 für Wahl-
berechtigte zur Einsichtnahme bereitge-
halten. Jede/r Wahlberechtigte kann die
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu
ihrer/seiner Person im Wählerverzeichnis
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern
ein/e Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder
Vollständigkeit der Daten von anderen im
Wählerverzeichnis eingetragenen Personen
überprüfen will, hat sie/er Tatsachen glaub-
haft zu machen, aus denen sich eine Unrich-
tigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht auf
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der
Daten von Wahlberechtigten, für die im
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den
§ 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes
entsprechenden Vorschriften der Landes-
meldegesetze eingetragen ist.

Das Wählerverzeichnis wird im automati-
sierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme
ist durch ein Datensichtgerät möglich.

Wählen kann nur, wer in das Wählerver-
zeichnis eingetragen ist oder einen Wahl-
schein hat.



b) wenn ihr/sein Recht auf Teil-
nahme an der Wahl erst nach
Ablauf der Antragsfrist nach
§ 18 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung oder der Einspruchs-
frist nach § 22 Abs. 1 der
Bundeswahlordnung ent-
standen ist,

c) wenn ihr/sein Wahlrecht im
Einspruchsverfahren festgestellt
worden und die Feststellung
erst nach Abschluss des
Wählerverzeichnisses zur
Kenntnis der Gemeindebe-
hörde gelangt ist.

Wahlscheine können von in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Wahlbe-
rechtigten bis zum 20. September
2013, 18.00 Uhr, bei der Gemeinde-
behörde mündlich, schriftlich oder
elektronisch beantragt werden. 

Im Falle nachgewiesener plötzlicher
Erkrankung, die ein Aufsuchen des
Wahlraumes nicht oder nur unter nicht
zumutbaren Schwierigkeiten möglich
macht, kann der Antrag noch bis zum
Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden.

Versichert ein/e Wahlberechtigte/r
glaubhaft, dass ihr/ihm der beantragte
Wahlschein nicht zugegangen ist,
kann ihr/ihm bis zum Tag vor der
Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden.

Nicht in das Wählerverzeichnis einge-
tragene Wahlberechtigte können aus
den unter 5.2 Buchstabe a) bis c) an-
gegebenen Gründen den Antrag auf
Erteilung eines Wahlscheines noch bis
zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen.
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Wer den Antrag für eine andere
Person stellt, muss durch Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht nachweisen,
dass sie/er dazu berechtigt ist. Wahl-
berechtigte mit geistigen und/oder
körperlichen Beeinträchtigungen
können sich bei der Antragstellung der
Hilfe einer anderen Person bedienen.

6. Mit dem Wahlschein erhält die/der
Wahlberechtigte

- einen amtlichen Stimmzettel des
Wahlkreises,

- einen amtlichen blauen Stimm-
zettelumschlag,

- einen amtlichen, mit der Anschrift,
an die der Wahlbrief zurückzu-
senden ist, versehenen roten
Wahlbriefumschlag und

- ein Merkblatt für die Briefwahl.

Die Abholung von Wahlschein und Brief-
wahlunterlagen für eine andere Person ist
nur möglich, wenn die Berechtigung zur
Empfangnahme der Unterlagen durch
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
gewiesen wird und die bevollmächtigte
Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte
vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde
vor Empfangnahme der Unterlagen
schriftlich zu versichern. Auf Verlangen
hat sich die bevollmächtigte Person aus-
zuweisen.

Bei der Briefwahl muss die/der Wähler/in
den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und
dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahl-
brief dort spätestens am Wahltag bis
18.00 Uhr eingeht.

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundes-
republik Deutschland ohne besondere
Versendungsform ausschließlich von der
Deutsche Post AG unentgeltlich be-
fördert.

Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief
angegebenen Stelle abgegeben werden.

Duisburg, den 12. August 2013

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Spaniel
Stadtdirektor

Auskunft erteilt:
Frau Opitz
Tel.-Nr.: 0203/283-2892

Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 26 vom 19. August 2013

Herausgegeben von:
Stadt Duisburg, Der Oberbürgermeister
Zentralverwaltung für Personal und 
Organisation
Memelstraße 25-33, 47049 Duisburg
Telefon (02 03) 2 83-36 48
Telefax (02 03) 2 83-2571
E-Mail amtsblatt@stadt-duisburg.de
Jahresbezugspreis 35,00 EUR
Das Amtsblatt erscheint zweimal im Monat
(ohne Sonderausgaben)
Druck: ESD - Einkauf und Service Duisburg

K 6439

Postvertriebsstück
Entgelt bezahlt

Deutsche Post AG


